
 

 

 
 

Mitteilung nach § 5 UVPG bei Unterbleiben 
der Umweltverträglichkeitsprüfung 

 
 

Die Stadt Pforzheim – Technische Dienste beabsichtigt das auf der ehem. Hausmülldeponie 
(HMD) Hohberg bestehende BHKW aufgrund zurückgehender Deponiegasbildung durch 
eine CHC-Schwachgasfackelanlage zu ersetzen und das bestehende BHKW sowie die 
dazugehörige Gasverdichterstation stillzulegen und zurückzubauen. 
Für dieses Vorhaben war eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 Abs. 2 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i.V.m. Ziffer 8.1.3 der 
Anlage 1 zum UVPG durchzuführen. 
Im Rahmen der vorgegebenen Prüfung wurde festgestellt, dass für das beantragte Vorhaben 
keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
Das Vorhaben kann nach Einschätzung der Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter 
Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen haben, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der 
Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären.  
 

Diese Entscheidung stützt sich im Wesentlichen auf folgende Gründe: 
 
1. Vorhaben auf planfestgestellter Fläche bzw. dem bestehenden Betriebsgelände 

Das Vorhaben wird innerhalb der planfestgestellten Fläche der ehem. HMD Hohberg 
errichtet. 

2. Vorhaben hat während der Betriebsphase keine negativen Auswirkungen, sondern bringt 
sogar eine Verbesserung der Emissionssituation mit sich 
Mit dem Vorhaben wird der heutige Stand der Technik berücksichtigt. Die Errichtung und 
Betrieb der CHC-Schwachgasfackelanlage ist aufgrund der beständig zurückgehenden 
Deponiegasbildung erforderlich. Durch die CHC-Schwachgasfackelanlage kann 
Deponiegas mit geringeren Methangehalten (sog. Schwachgas) behandelt werden und 
eine ordnungsgemäße und regelkonforme Deponieentgasung weiterhin gewährleistet 
werden. Zusätzlich soll die Abwärme der neuen Schwachgasbehandlungsanlage als 
Nahwärme zur Deckung des Wärmebedarfs der Betriebsgebäude genutzt werden. 

  



 

 

3. Vorhaben hat keine negativen Auswirkungen auf die Schutzgüter 
Das Vorhaben bringt keine negativen Auswirkungen auf den Boden, den 
Wasserhaushalt, das Klima, Biotope und Pflanzen, Tiere, Menschen, das 
Landschaftsbild, die Erholungsfunktion und Kultur- und Sachgüter mit sich. 

 
Diese Feststellung ist nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 
Diese Mitteilung gilt als Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 UVPG. 
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